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Planetare Belastungsgrenzen:

Jetzt vollständig beschrieben - 
sechs von neun überschritten

In den letzten zehntausend Jahren konnte
sich die Menschheit in einer stabilen und
sicheren Umwelt entwickelt. Doch das
ändert sich. Erstmals hat eine Gruppe von 29
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern
die Belastungsgrenzen dieses sicheren Hand-
lungsraums quantifiziert. Damit sind alle pla-
netaren Grenzen vollständig beschrieben.
Die Wissenschaftlerinnen geben einen detail-
lierten Überblick über die schwindende
Widerstandsfähigkeit unseres Planeten. Glo-
bale Erwärmung, Biosphäre, Entwaldung,
Schadstoffe / Plastik, Stickstoffkreisläufe
und Süßwasser: Sechs der neun planetaren
Grenzen sind heute bereits überschritten.
Gleichzeitig nimmt der Druck globaler Pro-
zesse auf diese Grenzen weiter zu, wie eine
Studie in der Fachzeitschrift Science Advan-
ces zeigt.
Die nunmehr zweite Aktualisierung der

Planetaren Grenzen seit ihrer Einführung im
Jahre 2009 enthält erstmals eine vollständige
Überprüfung aller neun Prozesse und Syste-
me, welche zusammen die Stabilität und
Widerstandsfähigkeit des Planeten bestim-
men. 

Jenseits von Klima: Neues im zweiten
Update zu den Planetaren Grenzen

Zum ersten Mal wurde die Grenze für Novel
Entities (‚Einbringen neuartiger Stoffe’)
quantifiziert. Die Bewertung zeigt, dass sie
überschritten ist. Novel Entities umfassen
den Eintrag aller neuartigen, vom Menschen
erzeugten chemischen Verbindungen in die
Umwelt, z.B. von Mikroplastik, Pestiziden
oder Atommüll. Weiterhin werden erstmals
wissenschaftliche Belege für die Quantifizie-
rung der Grenze für die Aerosolbelastung
der Atmosphäre ausgewertet. Diese Grenze
ist noch nicht überschritten. Die Grenze für
Süßwasser bezieht sich nun sowohl auf soge-
nanntes „grünes“ Wasser (das in landwirt-
schaftlichen und natürlichen Böden und
Pflanzen enthalten ist) als auch auf „blaues“
Wasser (das Wasser der Flüsse, Seen usw.).
Beide dieser Grenzen sind überschritten. Als
weiteres Novum wurde eine neue Kontroll-
variable für die Grenze zur Funktionsfähig-
keit (Integrität) der Biosphäre im Erdsystem
eingeführt. Die Analyse ergab auch hier eine
Überschreitung, welche schon seit dem spä-
ten 19. Jahrhundert besteht, als die Land-
und Forstwirtschaft weltweit stark ausgewei-
tet wurde. Das Forschungsteam betont, dass
die Widerstandsfähigkeit des Planeten von
weit mehr als nur vom Klimawandel
abhängt.
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Die Lutheraner befassten sich auf  ihrer Weltversammlung vom 13. bis 19. September 2023
unter dem Thema "Ein Leib, ein Geist, eine Hoffnung" in Krakau/Polen auch mit der
Bewahrung der Schöpfung und dem Problem des Klimakollapses. 
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AUS DEM INHALT

Weltkirchenrat:
Für Deeskalation im Gaza-Krieg 

Brasilien:
Indigenen-Rechte gestärkt

Chile:
Kirchenkritik an Wasser-Privatisie-
rung

Papst Franziskus:
Laudate Deum

CO2 :
Reichste 10 % verantwortlich für
50% aller Emissionen

Kalifornien:
Ölkonzerne zur Rechenschaft
ziehen

Aus Netzen und Bewegungen

Oekumenisches Netz in
Deutschland:
40 Jahre konziliarer Prozess -
Friedensfrage im Vordergrund

Bayern:
Zeitenwende - Zur Friedenslogik

Pfalz:
Gerechter Frieden 
oder verbrannte Erde

Württemberg:
Friedensbrief zum Ukrainekrieg

EAK:
Friedensdialog in Münster

Ohne Rüstung leben:
Zur Gewalt im Nahen Osten

ACK / Tag der Schöpfung:
Alte Wachstumsideologie 
führt in Sackgasse 

Pax Christi:
Holocaust verfälschende  Sichtweisen
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„Neben dem Klimawandel ist die Funktions-
fähigkeit der Biosphäre die zweite Säule der
Stabilität unseres Planeten. Und wie beim
Klima destabilisieren wir derzeit auch diese
Säule, indem wir zu viel Biomasse entneh-
men, zu viele Lebensräume zerstören, zu
viele Flächen entwalden usw. Unsere For-
schung zeigt, dass in Zukunft beides Hand
in Hand gehen muss: die globale Erwär-
mung begrenzen und eine funktionierende
Biosphäre erhalten“, betont Mitautor Wolf-
gang Lucht vom PIK. 
Mit dem ersten vollständigen Bild der Kapa-
zitäten unseres Planeten sei jetzt einen Leit-
faden möglich, um den von uns erzeugten
Druck abzufedern, schlussfolgerte PIK-
Direktor Johan Rockström. 

Für Erreichung des 1,5 Grad Zieles
wird Zeit noch knapper

Mittlerweile erschien eine neue Studie im
Fachjournal "Nature Climate Change" mit
dem Ergebnis, dass für die Erreichung des
1,5-Grad-Ziels aus dem Pariser Klimaab-
kommen noch weniger Zeit zur Verfügung
steht, als bislang angenommen. Eine For-
schergruppe vom Imperial College London
schließt aus neuen Daten und Berechnun-
gen, dass die Menschheit deutlich weniger
CO2 ausstoßen darf als noch im Sechsten
Weltklimabericht 2021/22 geschätzt. Frei-
lich handelt es sich nur um einen kleinen Teil
der Menschheit, der für die große Menge
des Ausstoßes an CO2 verantwortlich ist. Bei
weltweiten CO2-Emissionen auf dem Niveau
von 2022 wäre diese Menge in etwa sechs
Jahren aufgebraucht, schreibt nun die Grup-
pe um Robin Lamboll im Fachjournal
"Nature Climate Change".
Das verbleibende Kohlenstoffbudget

(Residual Carbon Budget, RCB) - die Net-
tomenge an CO2, die „die“ Menschheit
noch emittieren kann, ohne einen bestimm-
ten Schwellenwert für die globale Erwär-
mung zu überschreiten - wird häufig verwen-
det, um politische Maßnahmen im Hinblick
auf die Ziele des Pariser Klimaabkommens
zu bewerten. Die Wissenschaftler gelangen
zu dem Schluss, dass für eine 50-prozentige
Chance, die globale Erwärmung auf 1,5°C
zu begrenzen, die verbleibende CO2-Menge
im Januar 2023 bei etwa 250 Gt CO2 liegt.
Das entspricht etwa noch sechs Jahren bei
den derzeitigen CO2-Emissionen. Die größ-
ten Unsicherheiten bei den RCB-Schätzun-
gen betreffen den Beitrag der Nicht-CO2-
Emissionen.

Lutheraner: 
Menschenrechte in der
Klimakrise

Bei der Vollversammlung des Lutherischen
Weltbundes im September 2023 in Krakau
forderten die Delegierten, die vom Klima-
wandel betroffene Menschen sollten durch
geeignete Programme unterstützt werden.
Auch sollte ein Austausch organisiert werden
durch bewährte Ressourcen und Wissen. Die
Mitgliedskirchen werden ermutigt, Kampag-
nen für Klimagerechtigkeit in ihre Aktivitä-
ten einzubeziehen. Dabei seien zum Schutz
der Rechte und der Würde von Umwelt-
schützerInnen und Menschen, die durch die
Auswirkungen des Klimawandels vertrieben
wurden, notwendige humanitäre Hilfe und
Unterstützung für den Lebensunterhalt
bereitzustellen.
Außerdem wurde die Bedeutung der Öko-

theologie hervorgehoben als Rahmen für die
Integration spiritueller und ethischer Werte
in die Schöpfungsverantwortung. Über die
Beziehung zwischen der Klimakrise und den
Menschenrechten sollen Materialien zur Ver-
fügung gestellt werden. 

Positiver Finanzbericht

Der Bericht des Finanzausschusses des Welt-
bundes zeigt, dass die Gesamteinnahmen
trotz Rückgängen seitens einigen traditionel-
len Gebern und der Auswirkungen der
COVID-19-Pandemie gestiegen sind. Im
Zeitraum 2017 bis 2022 bewegten sich die
Einnahmen zwischen 166 und 178 Mio.
EU, die jährlichen Ausgaben zwischen 142
Mio. EUR im Jahr 2016 und 176 Mio. EUR
im Jahr 2022. 
Die Gesamtrücklagen des „Lutherischen

W(G)eldbundes“ stiegen von 50 Mio. EUR
im Jahr 2017 auf 88 Mio. EUR im Jahr
2022. Das Wachstum der Rücklagen ist vor
allem auf die Betriebsüberschüsse des Augu-
sta Victoria Hospitals in Ost-Jerusalem
zurückzuführen.  
Im Jahr 1999 richtete der LWB einen Stif-

tungsfonds ein, um die finanzielle Nachhal-
tigkeit der Organisation zu sichern. Bis 2022
erreichten die Beiträge zu diesem Fonds 14,8
Millionen CHF. Die jährlichen Investitionen
des Fonds werden für die programmatische
Arbeit des LWB verwendet.

Israel-Palästina:
Deeskalation verlangt

Zum Angriff der Hamas auf Israel forderte
der OeRK in einem Statement den Waffen-
stillstand und eine sofortige Deeskalation.
«Wir sind zutiefst besorgt über die drohende
Gefahr eines sich zuspitzenden Konflikts und
über die unweigerlich tragischen Folgen für
die Menschen in der Region – Israelis und
Palästinenser gleichermassen», liess sich
OeRK-Generalsekretär Jerry Pillay zitieren.

CO2-Emissionen:
Reichste 10 Prozent für die
Hälfte aller Kohlenstoffdioxid-
Emissionen verantwortlich

Hunderte Millionen Menschen weltweit aus
extremer Armut zu befreien, das heißt aus
einer Situation, in der sie mit weniger als
zwei US-Dollar pro Tag auskommen müs-
sen, würde die globalen CO2-Emissionen
um nur etwa ein Prozent steigen lassen. Zu
diesem Ergebnis kam eine im Wissenschafts-
verlag Nature Sustainability veröffentlichte
Studie zum CO2-Fußabdruck verschiedener
Vermögensschichten. Die reichsten zehn
Prozent der Menschheit sind demnach für
rund 47 Prozent aller Kohlenstoffdioxid-
Emissionen verantwortlich. Im harten Kon-
trast steht demgegenüber die die Hälfte aller
Menschen weltweit, die zusammengenom-
men nur ein Zehntel der Treibhausgasaus-
stoß verursachen. Dazwischen liegt der Mit-
telstand, auf den rund 43 Prozent zurückzu-
führen sind. 
125 MilliardärInnen sind im Durchschnitt

wegen ihrer Investitionen jeweils für so viele
Emissionen verantwortlich wie eine Million
Menschen aus den ärmeren 90 Prozent der
Weltbevölkerung zusammen. Das rechnete
Oxfam vor anlässlich der UN-Weltklimakon-
ferenz COP 27 in Scharm El-Scheich.
„Die Emissionen, die MilliardärInnen

durch eigenen Konsum mit Privatjets, Super-
jachten und Luxusvillen verursachen, betra-
gen das Tausendfache der weltweiten Pro-
Kopf-Emissionen. Wenn man sich zudem die
Emissionen ansieht, die durch ihre Investi-
tionen mitverursacht werden, sind ihre
Treibhausgasemissionen um ein Vielfaches
höher“, führt Manuel Schmitt aus, Referent
für Soziale Ungleichheit bei Oxfam Deutsch-
land.

Gobale Glaubensgemeinschaften:
Ausstieg aus Fossilen jetzt

OeRK-Generalsekretär Jerry Pillay verlangte
in Abu Dhabi auf der Vorkonferenz der
Glaubensgemeinschaften zur COP 28  von
den Staats- und Regierungschefs, „unver-
züglich den Ausstieg aus fossilen Brennstof-
fen zu vollziehen. Dies bedeutet, dass die
Förderung neuer fossiler Brennstoffe
gestoppt und die Subventionen für fossile
Brennstoffe eingestellt werden müssen. Dies
bedeutet auch, einen gerechten Übergang zu
einer Wirtschaft zu gewährleisten, die von
erneuerbaren Energien angetrieben wird,
und zwar auf eine Weise, die die Rechte der
indigenen Bevölkerung und der Kinder
wahrt und keine Geringverdiener, Gemein-
den oder Nationen zurücklässt.“ Die wohl-
habenderen Nationen, die unverhältnismäßig
stark für den Klimawandel verantwortlich
sind, müssen die Führung bei der drastischen
Reduzierung ihrer eigenen Emissionen und
bei der Finanzierung von Emissionsreduzie-
rungen in ärmeren Ländern übernehmen. 
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Die Gewalteskalation verurteilt hat auch
Papst Franziskus. “Die bewaffneten Angriffe
müssen aufhören”, sagte der Papst. Krieg
und Terrorismus schafften keine Lösungen,
sondern brächten nur Tod und Leid unter
unschuldige Menschen. “Der Krieg ist eine
Niederlage. Jeder Krieg ist eine Niederlage”,
sagt Franziskus. Bei Israel und Palästina tritt
er für eine Zwei-Staaten-Lösung ein.

Israel: 
Abt ortet bewusste Akte von
Solidarität mit Christen

Spuckattacken, Rempeleien, böse Worte und
Blicke: Christenhass in Israel hat sich seit
dem Amtsantritt der rechtsextremen Regie-
rung im Dezember 2022 verschärft. Doch
gerade deshalb kommt auch das Gegenteil
vor. Der deutsche Benediktiner-Abt Nikode-
mus Schnabel aus Jerusalem fühlt sich ermu-
tigt von bewussten Akten der Solidarität, die
er und andere Christen von der jüdischen
Zivilgesellschaft und einzelnen, auch ortho-
doxen Rabbinern erfährt. 
„Immer mehr Menschen, die sich bisher

überhaupt nicht für uns interessiert haben,
interessieren sich auf einmal. Menschen, die
eher teilnahmslos waren und sagten, na gut,
da gibt es halt diese Christen, da gibt es da
die Kirchtürme, da gibt es ja die Glocken,
die man hört, aber auf einmal interessieren
sich dafür. Ich war noch nie in so vielen
israelischen Fernsehsendungen. Das hätte es
früher nicht gegeben. Die israelische Öffent-
lichkeit hat sich nicht für einen deutschen
Mönch in Jerusalem interessiert. Und da
merke ich schon: Es gibt ein neues Hin-
schauen. Auf der einen Seite gibt es diese
Enthemmung des Hasses. Aber es gibt auf
der anderen Seite - zahlenmäßig für mich viel
bedeutender und tröstlicher und daran halte
ich mich auch fest - in der israelischen Zivil-
gesellschaft ein großes Interesse, eine große
Solidarität.“

Palästinensische Christen wenden sich
an Kirchenführer im Westen 

In einem offenen Brief an westliche Kirchen-
führer und Theologen beklagen palästinensi-
sche Christen „den erneuten Kreislauf der
Gewalt in unserem Land“. Sie zeigen sich
bestürzt „wenn im Namen Gottes Gewalt
und religiöse, nationale Ideologien befür-
wortet werden“. Damit wenden sie sich in
ihrem Schreiben von 23.10. „an jene westli-
chen Theologen und Kirchenführer, die
Israel unkritisch unterstützen“ wegen deren
Weigerung, die anhaltende israelische Besat-
zung Palästinas zu verurteilen. Traurigerwei-
se stoße der gewaltlose palästinensische
Widerstand auf Ablehnung.
“Immer wieder sehen wir, dass die westli-

che Haltung gegenüber Palästina und Israel
unter einer eklatanten Doppelmoral leidet:
während sie die israelischen Juden idealisiert,
werden Palästinenser entmenschlicht und
ihre Leiden beschönigt.”

Die palästinensischen Christen würden sich
zum Weg Jesu bekennen, zum Weg des kre-
ativen, gewaltfreien Widerstands (Kairos
Palästina, § 4.2.3), der „die Logik der Liebe
nutzt und sich aller Energien bedient, um
Frieden zu schaffen“ (§ 4.2.5).
Unterzeichnet ist der Brief u.a. von Kairos

Palestine, Christ at the Checkpoint, Bethle-
hem Bible College, The East Jerusalem
YMCA, The YWCA of Palestine, The
Department of Service to Palestinian Refu-
gees of the Middle East Council of Churches
und Arab Education Institute Pax Christi,
Bethlehem.

Brasilien:
Indigenen-Rechte gestärkt

Brasiliens Oberster Gerichtshof hat die
Rechte von Indigenen gestärkt. Mit neun zu
zwei Stimmen votierten die Richter gegen
eine Verfassungsänderung, die von der
Agrarlobby initiiert wurde. Damit wurde die
sogenannte Stichtagsregelung für verfas-
sungswidrig erklärt. 
Nach dem umstrittenen Gesetz hätten

indigene Gemeinschaften nur noch Land
beanspruchen können, wenn sie beweisen
können, dass sie bereits vor Inkrafttreten der
brasilianischen Verfassung im Jahr 1988 dort
gelebt haben. Die Agrarlobby argumentierte,
damit werde Rechtssicherheit hergestellt.
Vertreter der indigenen Gemeinschaften

hatten vorgetragen, dass eine Stichtagsrege-
lung ihre Rechte verletze, da viele ihrer Vor-
fahren von dem angestammten Land vertrie-
ben wurden, beispielsweise während der
Militärdiktatur (1964 bis 1985). Sie hätten
dann niemals die Chance auf Rückkehr.
Das Projekt der Stichtagsregelung stammt

noch aus der Zeit des rechtsextremen Präsi-
denten Jair Bolsonaro (2018 bis 2022), der
damit die wirtschaftliche Ausbeutung im
Amazonas-Regenwald vorantreiben wollte.
Nach Analyse der Indianerbehörde Funai

wären mehr als ein Drittel aller Indigenen-
Gebiete von diesem Gesetz betroffen. Kriti-
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ker warnten, mit dem Gesetz könnten auch
bereits genehmigte Indigenen-Schutzgebiete
wieder ihren Status verlieren. Indigene
Gemeinschaften könnten vertrieben werden,
ihr Land würde geöffnet für die Agrar- oder
Bergbauindustrie, mit schwerwiegenden Fol-
gen für die Umwelt. 
Mehr als 300 indigene Völker mit insge-

samt 1,6 Millionen Angehörigen leben heute
in Brasilien.

Chile:
Kirchenkritik an 
Wasser-Privatisierung

„Weltweit ist Wasser normalerweise in der
Hand des Staates oder der Bürger oder einer
zivilgesellschaftlichen Organisation. Hier ist
es privatisiert, obwohl es ein lebenswichtiges
Element ist", stellt der katholische Bischof
Luigi Infanti fest. Die Lage in Patagonien sei
dramatisch. In Aysén fand die katholische
Sozialwoche 2023 statt unter dem Motto:
„Wasser - Schrei nach Gerechtigkeit und
Frieden."
Unzählige Seen und Flüsse durchziehen

Chile. Doch bereits im Jahr 1980 wurden
unter der Regierung Pinochet Konstitutio-
nen erlassen, die 80 Prozent der Wasservor-
kommen Chiles an die spanische Gesellschaft
Endesa übertrugen - auf unbestimmte Zeit. 
Diese unter der Diktatur verabschiedete

Regel führte zu einer raschen Konzentration
der Ressourcen in den Händen von nationa-
len und internationalen Privatfirmen. Dieses
System bestehe bis heute fort, kritisiert
Bischof Infanti. 
„Hier ist das Wasser privatisiert. Wer Geld

hat, nimmt das Wasser in Besitz. So ist es
zum Beispiel in Patagonien. Ohne Erdöl
oder andere Ressourcen kann man leben.
Aber ohne Wasser nicht, es ist lebensnot-
wendig. 
Sich das Wasser zu eigen machen bedeutet

daher auch, dass Leben der Menschen und
Völker von sich abhängig zu machen."

Delegierte der Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes besuchten die Gedenkstätte des
früheren Vernichtungslagers Auschwitz-Birkenau 
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Indigene Völker als Vorbild

Als positives Beispiel nennt er die indigenen
Völker: „Wir können noch viel von den
Urweinwohnern lernen, von den indigenen
Völkern, die noch eine echte Verbindung zu
den Gütern der Erde haben und deren
Leben auf Teilen und Solidarität beruht.
Und davon sollten wir lernen. Es ist wesent-
lich, die neuen Generationen in diesem Sinne
zu erziehen und vor allem auch den großen
transnationalen Konzernen zu helfen:
Anstatt sich ins Unermessliche zu berei-
chern, sollten sie sich ihrer Beziehung zur
Umwelt stärker bewusstwerden. In Chile
gibt es ein Volk, die Mapuches, die das Wort
,Armut` nicht kennen, in ihrer Sprache gibt
es nur das Wort ,verarmt`. Denn: Armut ist
kein Zufall, sondern die Folge davon, dass
jemand dich verarmen lässt."

Religionsfreiheit weltweit:
Dritter ökumenischer Bericht

Zum dritten Mal nach 2013 und 2017 haben
die Evangelische Kirche in Deutschland
(EKD) und die römisch-katholische Deut-
sche Bischofskonferenz gemeinsam einen
ökumenischen Bericht zur Religionsfreiheit
weltweit vorgelegt. Unter dem Titel „Eine
christliche Perspektive auf ein universelles
Menschenrecht“ bilanziert er den derzeitigen
Stand der Verwirklichung und Verweigerung
der Religionsfreiheit weltweit.
(vgl www.ekd.de/ religionsfreiheit2023)
Der ehemalige UN-Sonderberichterstatter

für Religions- und Weltanschauungsfragen,
Heiner Bielefeldt, erläuterte: „Als universale
Rechte kommen die Menschenrechte allen
Menschen gleichermassen zu.“ Gleichwohl
sei es berechtigt, dass die Kirchen den Glau-
bensgeschwistern, deren Religionsfreiheit
missachtet wird, besondere Aufmerksamkeit
zuwendeten, fügte Bischof Bertram Meier
an, Vorsitzender der Kommission Weltkirche
der Deutschen Bischofskonferenz.
Die 182-seitige Publikation konzentriert

sich darauf, Situationen und Umstände,
durch die Christen oder Anhänger anderer

Gemeinden und den Völkern zwei Nachbar-
staaten bei. Dabei sei ein Hinüberwachsen
des Konflikts in den religiösen Konflikt ver-
hindert worden.
Wenige Tage später flohen bereits über 80

Prozent der christlich-orthodoxen Einwoh-
ner von Berg-Karabach nach Armenien unter
Zurücklassung von Häusern und Habe.
Der Beauftragte der Bundesregierung für

Religions- und Weltanschauungsfreiheit,
Frank Schwabe, befürchtet nun ein Ende der
armenisch-christlichen Religion in Berg-Kar-
abach. Er äußerte die „große Sorge, dass
Aserbaidschan versucht, alle Zeugnisse arme-
nisch-christlicher Kultur und Religion zu
zerstören“. Er verwies auf Erfahrungen mit
religiösen Zeugnissen in der Exklave Nachit-
schewan, die 2020 von Aserbaidschan ero-
bert und wo Stätten des armenisch-christli-
chen Lebens zerstört wurden. Die Türkei
unterstützte die Militäraktionen Aserbeid-
schans.

Türkei: 
Erster christlicher Kirchenneu-
bau seit 100 Jahren

In der Türkei ist der erste Neubau einer
christlichen Kirche seit Gründung der Repu-
blik 1923 eröffnet worden. An der Zeremo-
nie in der syrisch-orthodoxen St.-Ephrem-
Kirche in Istanbul nahmen am 8.10.2023
Staatspräsident Erdogan und Vertreter der
christlichen Kirchen teil. Die rund 20.000
Syrisch-Orthodoxen in der Metropole hatten
bisher aber nur eine Kirche. In der Türkei
laufen währenddessen mehrere Enteignungs-
verfahren gegen Kirchen. Das Priestersemi-
nar des Oekumenischen Patriarchats von
Konstantinopel ist nach wie vor geschlossen.

US-Evangelikale:
Jesus zu „links“

Konservative Christen in den USA stempeln
Jesus vermehrt als zu „schwach“ und zu
„links“ ab, berichtete Russell Moore, ehemali-
ger Spitzenmann der Southern Baptist Conven-
tion (SBC) laut FR. Nach Zitieren von gängi-
gen Bibelstellen über Jesus, wie der berühmten
„die andere Wange hinhalten“-Passage, kämen
immer häufiger Reaktionen wie „Wo haben Sie
das her? Liberale Gesprächsthemen?“ Predigten
über Jesus würden bei dieser Klientel nicht
mehr funktionieren – sie seien nicht “stark”
und „konservativ“ genug.
Die politische Landschaft habe sich durch

Trump drastisch verändert. Er stelle „eine
einzigartige Bedrohung sowohl für die ame-
rikanischen Institutionen als auch für das
Zeugnis der Kirche“ dar, erläuterte Moore.
Seine Schlussfolgerung lautet, man müsse
versuchen, die „Kirchenkultur“ durch „klei-
ne und lokale“ Schlachten wieder zu verbes-
sern. Er unterstütze auch Kandidaten, die
bei den Präsidentschaftsvorwahlen 2024
gegen Trump antreten – sowohl politisch als
auch spirituell.
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Religionen unter Druck geraten, besser zu
erfassen. 
Bischöfin Bosse-Huber verdeutlichte den

situativen Anfang des Berichts am Beispiel
der Migration: „Wie können Menschen, die
auf der Flucht sind, überhaupt ihr Recht auf
Religionsfreiheit ausüben? Wie schützen wir
Menschen, die aus dem Iran zu uns geflohen
sind, weil sie im christlichen Glauben ihre
Freiheit gefunden haben, davor, dass sie
zurückgeschickt werden und als Konvertiten
in Lebensgefahr geraten?“ Und: „Wie kön-
nen Arbeitsmigrantinnen (z. B. in den Golf-
staaten), die häufig in ihren grossen Abhän-
gigkeiten bis zu ausbeuterischen Arbeitszu-
sammenhängen weitgehend unsichtbar blei-
ben, ihre Religion leben?“ 

Berg-Karabach:
Oekumenischer Solidaritätsbe-
such in Notzeiten

Bei einem Besuch in Armenien ist eine öku-
menische Solidaritätsdelegation mit OeRK
Generalsekretär Pillay zur Grenze zu Berg-
Karabach/Arzach gereist. Die Delegation
erhielt jedoch keinen Zugang zum Latschin-
Korridor, denn die aserbaidschanische
Armee hatte ihren Beschuss von Stepanakert,
der Hauptstadt von Berg-Karabach plötzlich
wiederaufgenommen. In einer Rede am 19.
September verlangte Pillay von der Regie-
rung Aserbaidschans einen ehrlichen und
inhaltsvollen Dialog mit den Armeniern von
Berg-Karabach/Arzach, um einen gerechten
und nachhaltigen Frieden unter uneinge-
schränkter Einhaltung des internationalen
humanitären Rechts und der Menschenrech-
te zu sichern.“
Am gleichen Tag ließ das Oberhaupt der

russisch-orthodoxen Kirche, Kyrill, mittei-
len,  er bete zu Gott,  dass in Berg-Karabach
alle Bürger, zu welcher Nationalität oder
welchem Bekenntnis sie auch gehören, in
Sicherheit leben und frei den Glauben ihrer
Vorfahrer bekennen können.“ Die russische
orthodoxe Kirche trage zusammen mit den
geistlichen Führern von Aserbaidschan und
Armenien zum Dialog zwischen religiösen

Eine Solidaritätsdele-
gation des Weltkir-
chenrates  besuchte
vom 18. bis 22. Sep-
tember Armenien
und traf dort mit
Patriarch Karekin
II. zusammen.
Hier Besucher vor
der Kathedrale von
Etschmiadzin.
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Papst Franziskus:
„Laudate Deum“

Weil er äußerst besorgt ist über die Klimakat-
astrophe, veröffentlichte Papst Franziskus
am 4. Oktober sein Apostolisches Schreiben
„Laudate Deum“. „Wie sehr man auch ver-
suchen mag, sie zu leugnen, zu verstecken,
zu verhehlen oder zu relativieren, die Anzei-
chen des Klimawandels sind da und treten
immer deutlicher hervor“. Dabei zitiert er
katholische Bischöfe aus den USA und der
der Amazonas-Synode. Auch für die afrikani-
schen Bischöfe stelle der Klimawandel “ein
schockierendes Beispiel für eine strukturelle
Sünde dar“.
Auch wenn nicht jede einzelne Katastro-

phe automatisch auf den globalen Klimawan-
del zurückgeführt werden könne, sei jedoch
nachweisbar, dass bestimmte von der
Menschheit verursachte Veränderungen des
Klimas die Wahrscheinlichkeit immer häufi-
gerer und intensiverer Extremereignisse
deutlich erhöhen. Franziskus kann sich dabei
auf die überwältigende Mehrheit der Klima-
wissenschaftler berufen.
Dennoch gab es Widerspruch: „Das merk-

würdige Geraune des Papstes“ titelte die
„Welt“ des Springer-Verlags über das „grei-
se“ Kirchenoberhaupt. Die jugendliche Luisa
Neubauer von Fridays for Future unterstütz-
te dagegen das Papstschreiben auf einer Pres-
sekonferenz in den vatikanischen Gärten.

Zu den Leugnern der Klimakrise

Ausführlich geht Franziskus auf die Argu-
mente der Leugner des von einigen Teilen
der Menschheit verursachten Klimakollapses
ein. „Sie führen vermeintlich wissenschaftlich
fundierte Daten an, wie die Tatsache, dass
der Planet schon immer Phasen der Abküh-
lung und Erwärmung hatte und haben wird.
Sie versäumen dabei die Erwähnung einer
anderen relevanten Gegebenheit: dass das,
was wir jetzt erleben, eine ungewöhnliche
Beschleunigung der Erwärmung ist“ (Abs.
6) 
Und weiter „Um diejenigen ins Lächerli-

che zu ziehen, die über die globale Erwär-
mung sprechen, wird die Tatsache ange-
führt, dass es auch oft zu extremen Kälteein-
brüchen kommt. Dabei wird vergessen, dass
diese und andere außergewöhnliche Sympto-
me lediglich alternative Ausdrucksformen
desselben Grundproblems sind, nämlich des
globalen Ungleichgewichts, das durch die
Erderwärmung verursacht wird. (Abs. 6)
„Der Mangel an Informationen führt dazu,
dass große Klimaprojektionen, die lange Zei-
träume umfassen - wir sprechen von minde-
stens Jahrzehnten - mit Wettervorhersagen
verwechselt werden, die höchstens ein paar
Wochen umfassen können.“ (Abs. 7)

Die Reichsten sind Hauptverschmutzer

„Es mangelt nicht an Personen, die in einer
sehr vereinfachenden Sicht der Wirklichkeit

die Armen beschuldigen zu viele Kinder zu
haben, und die sogar versuchen, das Pro-
blem zu lösen, indem sie die Frauen in weni-
ger entwickelten Ländern verstümmeln. Wie
immer scheinen die Armen schuld zu sein.
Aber die Wirklichkeit ist, dass ein kleiner
Prozentsatz der Reichsten auf der Erde die
Umwelt mehr verschmutzt als die ärmsten
50% der gesamten Weltbevölkerung und dass
die Pro-Kopf-Emissionen der reichsten Län-
der um ein Vielfaches höher sind als die der
ärmsten.” (Abs. 9) 
„Es wird auch oft behauptet, dass die

Bemühungen zur Eindämmung des Klima-
wandels durch die Verringerung der Nut-
zung fossiler Brennstoffe und die Entwik-
klung sauberer Energieformen zu einem
Rückgang der Arbeitsplätze führen würden.
Tatsache ist, dass Millionen von Menschen
aufgrund der verschiedenen Folgen des Kli-
mawandels ihren Arbeitsplatz verlieren: Der
Anstieg des Meeresspiegels, Dürreperioden
und viele andere Phänomene, die den Plane-
ten heimsuchen, haben etliche Menschen in
Bedrängnis gebracht. Andererseits können
der Übergang zu erneuerbaren Energiefor-
men, wenn er gut gesteuert wird, sowie alle
Bemühungen zur Anpassung an die Schäden
des Klimawandels unzählige Arbeitsplätze in
verschiedenen Sektoren schaffen.“ (Abs. 10)

Zu den menschlichen Ursachen

Bedauerlicherweise ist “die Klimakrise nicht
gerade eine Angelegenheit, die die großen
Wirtschaftsmächte interessiert, die sich um
den höchstmöglichen Profit zu den geringst-
möglichen Kosten und in der kürzestmögli-
chen Zeit bemühen.“ (Abs. 13) Dabei sind
„Einige Auswirkungen dieser Klimakrise
bereits jetzt für mindestens Hunderte von
Jahren unumkehrbar, wie der Anstieg der
globalen Temperatur der Ozeane, deren
Versauerung und Sauerstoffverarmung.”
(Abs.15) 
„Es wird von uns nichts weiter verlangt als

eine gewisse Verantwortung für das Erbe,
das wir am Ende unseres Erdendaseins hin-
terlassen werden.” (Abs. 18) Die  Covid-19-
Pandemie habe “die enge Verbindung zwi-
schen dem menschlichen Leben und dem
anderer Lebewesen und der Umwelt bestä-
tigt, was an irgendeinem Ort der Welt
geschieht, Auswirkungen auf den gesamten
Planeten hat. Dies erlaubt mir, zwei Über-
zeugungen zu bekräftigen, auf denen ich bis
zum Überdruss bestehe: „Alles ist miteinan-
der verbunden“ und „Niemand rettet sich
allein“. (Abs. 19)
Entschieden wendet sich der Pontifex

gegen das „technokratische Paradigma, das
dem derzeitigen Prozess der Umweltzerstö-
rung zugrunde liegt. ... Im Grunde genom-
men besteht es darin, so zu denken, als gin-
gen die Wirklichkeit, das Gute und die
Wahrheit spontan aus der technologischen
und wirtschaftlichen Macht selbst hervor.
Von da aus gelangt man ... leicht zur Idee
eines unendlichen und grenzenlosen Wachs-
tums, das die Ökonomen, Finanzexperten
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und Technologen so sehr begeisterte. (Abs.
20)

Ethischer Verfall

„Der ethische Verfall der tatsächlichen
Macht wird durch Marketing und falsche
Informationen verschleiert, die nützliche
Mechanismen in den Händen derer sind, die
über größere Mittel verfügen, um durch
diese die öffentliche Meinung zu beeinflus-
sen. Wenn ein Projekt mit starken Eingriffen
in die Umwelt und erheblich belastenden
Auswirkungen geplant ist, werden den
Bewohnern des Gebiets mit Hilfe dieser
Mechanismen Illusionen gemacht, indem
man von dem lokalen Fortschritt spricht, der
erzielt werden kann, oder von den wirt-
schaftlichen, beschäftigungspolitischen und
menschlichen Entwicklungsmöglichkeiten,
die dies für ihre Kinder bedeuten wird. Aber
in Wirklichkeit sind sie nicht wirklich an der
Zukunft dieser Menschen interessiert, denn
es wird ihnen nicht klar gesagt, dass ein sol-
ches Projekt verwüstetes Land hinterlässt;
wesentlich ungünstigere Lebens- und
Wachstumsbedingungen; eine trostlose
Region, weniger bewohnbar, ohne Leben
und ohne die Freude des Zusammenlebens
und der Hoffnung; ganz zu schweigen von
dem globalen Schaden, der schließlich viele
andere schädigen wird.“ (Abs. 29)

Sinnfrage und bleibende Verantwor-
tung

„Im eigenen Gewissen und angesichts der
Kinder, die für den Schaden ihres Handelns
bezahlen werden, stellt sich die Frage nach
dem Sinn: Welchen Sinn hat mein Leben,
was ist der Sinn meines Erdendaseins, was ist
letztlich der Sinn meiner Arbeit und meiner
Mühe?“ (Abs. 33)
„An die Mächtigen erlaube ich mir erneut

diese Frage zu richten: »Warum möchte man
heute eine Macht bewahren, die in die Erin-
nerung eingehen wird wegen ihrer Unfähig-
keit einzugreifen, als es dringend und not-
wendig war?« (Abs. 6) 
Franziskus forderte zudem „wirksamere

Weltorganisationen“, die mit echter Autori-
tät ausgestattet sein müssten, um die Erfül-
lung der Klimaziele zu gewährleisten. „Dies
würde zu einem Multilateralismus führen,
der nicht von wechselnden politischen
Umständen oder den Interessen einiger
weniger abhängt“, heißt es in dem Schrei-
ben. (Abs. 35)

Radikale Gruppen füllen eine Lücke

„Auf Klimakonferenzen ziehen die Aktionen
von sogenannten „radikalisierten“ Gruppen
oft die Aufmerksamkeit auf sich. In Wirklich-
keit füllen sie jedoch eine Lücke in der
Gesellschaft als Ganzer, die einen gesunden
„Druck“ ausüben müsste, denn es liegt an
jeder Familie, zu bedenken, dass die Zukunft
ihrer Kinder auf dem Spiel steht.“ (Abs. 58)
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„Ich kann jedoch nicht bestreiten, dass es
notwendig ist, aufrichtig zu sein und anzuer-
kennen, dass die wirksamsten Lösungen
nicht allein von individuellen Bemühungen,
sondern vor allem von bedeutenden Ent-
scheidungen in der nationalen und interna-
tionalen Politik kommen werden.“ (Abs. 69)

Glaubensgrundlagen und Lebensstil

Einen Gegenpol bilde echter Glaube. Er
stärke nicht nur das menschliche Herz, son-
dern verwandle das ganze Leben, verändere
die eigenen Ziele und tauche die Beziehung
zu den anderen wie auch die Verbindung mit
der ganzen Schöpfung in ein neues Licht.
„Die Bibel berichtet, »Gott sah alles an, was
er gemacht hatte: Und siehe, es war sehr
gut« ( Gen 1,31). Ihm gehört »die Erde und
alles, was auf ihr lebt« ( Dtn 10,14). Deshalb
sagt er uns: »Das Land darf nicht endgültig
verkauft werden; denn das Land gehört mir
und ihr seid nur Fremde und Beisassen bei
mir« ( Lev25,23).” (Abs. 62) 
Am Schluss erinnert Franziskus „daran,

dass es keine dauerhaften Veränderungen
ohne kulturellen Wandel gibt, ohne eine Rei-
fung im Lebensstil und der gesellschaftlichen
Überzeugungen, und es gibt keinen kulturel-
len Wandel ohne einen Wandel in den Men-
schen.“ (Abs. 70)
„Wenn wir bedenken, dass die Emissionen

pro Person in den Vereinigten Staaten unge-
fähr doppelt so hoch sind wie die eines Ein-
wohners von China und circa siebenmal so
hoch wie der Durchschnitt der ärmeren Län-
der, dann können wir bekräftigen, dass eine
umfassende Veränderung des unverantwort-
lichen Lebensstils, der mit dem westlichen
Modell verbunden ist, eine bedeutende lang-
fristige Wirkung hätte.” (Abs. 72)
„Es wird von uns nichts weiter verlangt als

eine gewisse Verantwortung für das Erbe,
das wir am Ende unseres Erdendaseins hin-
terlassen werden.“ (Abs. 18)

Kalifornien:
Ölkonzerne zur Rechenschaft
ziehen

Der US-Bundesstaat Kalifornien hat Klage
gegen einige der weltgrößten Öl- und Gas-
konzerne erhoben.  Die Zivilklage, die beim
Superior Court in San Francisco eingereicht
wurde, fordert die Einrichtung eines von den
Unternehmen finanzierten Fonds, in den die
Unternehmen einzahlen müssen, um die
Kosten für den Wiederaufbau nach den ver-
heerenden Stürmen und Bränden zu decken. 
Der demokratische Gouverneur Gavin

Newsom erklärte dazu, die in der Klage
genannten Unternehmen - Exxon Mobil,
Shell, Chevron, ConocoPhillips und BP -
sollten zur Verantwortung gezogen werden.
„Die kalifornischen Steuerzahler sollten

nicht für Schäden in Milliardenhöhe aufkom-
men müssen - für Waldbrände, die ganze
Gemeinden vernichten, für giftigen Rauch,
der unsere Luft verpestet, für tödliche Hitze-

für den internationalen Einsatz gegen den
Klimawandel aus öffentlichen und privaten
Quellen bereitzustellen - eigentlich schon bis
zum Jahr 2020.
Entwicklungsministerin Schulze sagte in

Bonn, nötig seien Änderungen der interna-
tionalen Finanzarchitektur insgesamt, um
mehr Investitionen in Entwicklungsländern
zu ermöglichen. Sie wolle deshalb eine
Reform der Weltbank erreichen, die mehr
Gelder für Solarparks oder für den Schutz
des Regenwaldes frei machen solle. 
Die Exekutivdirektorin des Grünen Klima-

fonds, Mafalda Duarte, drängte auf eine sol-
che Reform. Derzeit würden arme Länder
von ihrer Schuldenlast erdrückt. Laut der
neuen Studie „The worst ever global debt
crisis“ der britischen Organisation Develop-
ment Finance International wird das Ausmaß
der weltweiten Schuldenkrise in Ländern des
Globalen Südens bisher dramatisch unter-
schätzt. Demnach  müssen Länder des Glo-
balen Südens im Schnitt 38 Prozent ihrer
Einnahmen für Zins- und Tilgungszahlun-
gen aufwenden. Damit seien die Haushalte
der verschuldeten Staaten aktuell sogar stär-
ker belastet als in der großen Schuldenkrise
der 1980er und 1990er Jahre.

Inselpremier: „Bescheidene Summe“

Der Premierminister der vom Anstieg des
Meeresspiegels bedrohten Cook-Inseln im
Südpazifik, Mark Brown, sagte, das 100-Mil-
liarden-Ziel möge groß erscheinen, im Ver-
gleich zu der mehr als eine Billion US-Dol-
lar, die im vergangenen Jahr in fossile Sub-
ventionen geflossen sein, handele es sich aber
um eine „bescheidene Geldsumme“. Er
warnte davor, bei der Klimafinanzierung zu
stark auf den Privatsektor zu setzen, weil die-
ser stets eine Rendite erwarte, was gerade
ärmere Länder, die Kredite in Anspruch näh-
men, überfordere. Hier seien reiche Länder
gefragt. „Länder wie unseres sollten kein
Geld von Ländern borgen, die die Treib-
hausgase verursachen, um uns gegen die
Wirkungen dieser Emissionen zu schützen.“

Weltbank:
Fossil-Subventionen umlenken? 

Das Leitungsgremium der Weltbank hat
Mitte Oktober 2023 in  Marrakesch ein
neues Leitbild verabschiedet, wonach die
Bank den Klimawandel als Teil ihrer Aufga-
be, die weltweite Armut auf einem "lebens-
werten Planeten" zu bekämpfen, angehen
kann. Der neue Weltbankpräsident Ajay
Banga will eine Umlenkung der Subventio-
nen weg von fossilen Brennstoffen und hin
zu Klimaschutzmaßnahmen. 
Bislang schüttet die Weltbank immer noch
jedes Jahr Milliarden von Dollar über direkte
und indirekte Finanzierungsmaßnahmen an
die fossile Brennstoffindustrie aus.

wellen und Rekorddürren, die unsere Brun-
nen versiegen lassen.“
In der 135-seitigen Klageschrift heißt es,

dass die Unternehmen spätestens seit den
1970er Jahren wussten, dass die Verbrennung
fossiler Brennstoffe den Planeten erwärmen
und das Klima verändern würde, aber die dro-
hende Gefahr in öffentlichen Erklärungen und
im Marketing herunterspielten.
Stattdessen starteten die Konzerne eine

Desinformationskampagne, um den wach-
senden wissenschaftlichen Konsens über den
Klimawandel zu diskreditieren. 
Das American Petroleum Institute, ein

ebenfalls in der Klage genannter Industrie-
verband, erklärte, Klimapolitik gehöre in den
Kongress und nicht in den Gerichtssaal. Shell
schloss sich dieser Meinung an.
Die Klage Kaliforniens steht in einer Reihe

mit ähnlichen Klagen, die in den letzten Jah-
ren von Bundesstaaten und Kommunen ein-
gereicht wurden.
Der Generalstaatsanwalt von Kalifornien,

Rob Bonta, sagte in einer Stellungnahme zu
der Klage, dass die Unternehmen "uns mit
Lügen und Unwahrheiten gefüttert haben,
um ihre Rekordgewinne auf Kosten unserer
Umwelt zu steigern. Genug ist genug".
Ungeachtet all dessen kündigte im Okto-

ber der US-Erdölkonzern Chevron an, seine
Erdölproduktion auszuweiten und dazu den
kleineren Konkurrenten Hess für 53 Milliar-
den Dollar zu kaufen. Exxon-Mobil über-
nahm ebenfalls im Herbst den Erdölprodu-
zenten Pioneer Natural Resources für 60
Milliarden Dollar. Big Oil in den USA hält
bislang am traditionellen Geschäft mit fossi-
len Energien fest. 

Grüner Klimafonds:
Zu gering

Frühindustrialiserte Länder vor allem haben
die zunehmende Erderwärmung verursacht,
ärmere Länder hingegen leiden besonders
unter den Folgen. Helfen soll der Grüne Kli-
mafonds. Dazu beriet im Oktober eine
Finanzierungskonferenz in Bonn.
Für den Kampf gegen den Klimawandel

und den Umgang mit dessen Auswirkungen
sollen ärmere Staaten in den kommenden
Jahren von Industrieländern mindestens 9,3
Milliarden US-Dollar erhalten. Das Geld sei
von Geberländern zugesagt worden, um
Projekte für die Zeit von 2024 und 2027 in
Schwellen- und Entwicklungsländern zu
finanzieren. Die Summe entspricht aktuell
knapp 8,9 Milliarden Euro.
25 Länder machten Zusagen, fünf weitere

erklärten, dies in Kürze tun zu wollen. Die
Klima- und Entwicklungsorganisation Ger-
manwatch wertete das Ergebnis freilich als
enttäuschend. 

Aufbau einer klimafreundlicheren
Wirtschaft geplant

Die Industriestaaten haben sich dazu ver-
pflichtet, 100 Milliarden US-Dollar jährlich
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Bei Meldungen aus der internationalen Oekumene wurden in
Ergänzung zu eigenen Recherchen Agentur mel dungen von
OeRK, LWI, RWF, CEC, RNA, RV und KIPA ausgewertet.
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Aus oekumenischen NETZEN

® Oekumenisches Netz in
Deutschland

Vierzig Jahre konziliarer Prozess
Friedensfrage wieder im Vorder-
grund

„Die Herausforderungen von damals sind die-
selben wie heute, vielleicht noch herausfor-
dernder, aber die Menschenkraft in der Bewe-
gung lässt nach“, fasste ein Resümee beim
bundesweiten Oekumenischen Ratschlag vom
2. bis 3. September 2023 in Berlin-Köpenick
den derzeitigen Stand der Arbeit zu Fragen der
Gerechtigkeit, des Friedens und der Bewah-
rung der Schöpfung zusammen. Vor 40 Jahren
hatte die Vollversammlung der Oekumenischen
Rates der Kirchen (OeRK) in Vancouver diesen
„konziliaren Prozess“ ausgerufen. Die Zusam-
menführung der drei Begriffe sei damals „ein
Knüller“ gewesen, so das Oekumene-Urgestein
Klaus Wazlawik aus Köpenick. Wichtig sei für
ihn die Aussage der Kirchen in den Oekumeni-
schen Versammlungen der DDR gewesen, der
Dienst ohne Waffen sei das deutlichere Zei-
chen. Heute stehe wieder die Friedensfrage im
Vordergrund. Der Ukrainekrieg müsse beendet
werden. Entscheidend sei, dass er aus globalen
Gründen, weil er den Armen und der Schöp-
fung die Ressourcen raubt, beendet wird. „Wir
müssen dem Scholz doch die Ohren voll-
schreien: Verhandelt endlich!“ hieß es zum
Schluss der Veranstaltung.
Konrad Raiser, ehemaliger ÖRK-Generalse-

kretär, betonte in seinem Grußwort die Wich-
tigkeit, „die Ziele des konziliaren Prozesses in
die Aktionsformen der jungen Generation zu
übersetzen und den sich verdüsternden
Zukunftswahrnehmungen eine Spiritualität der
Hoffnung entgegenzusetzen“.  

Ohne Waffen heißt nicht wehrlos

Im Studienteil des Ratschlags zur europäischen
Friedensordnung und sozialen Verteidigung in
der Köpenicker Adventsgemeinde nannte die
Co-Sprecherin der Plattform Zivile Konfliktbe-
arbeitung und ehemalige SPD-Bundestagsab-
geordnete, Ute Finckh-Krämer, Beispiele für
„ohne Waffen aber nicht wehrlos“, etwa 1968
die gewaltfreie Reaktion gegen die russischen
Panzer in der Tschechoslowakei oder 2022 von
ukrainischen Zivilisten gegen die russische
Armee. Ziviler Widerstand erfolge meist spon-
tan und könnte erfolgreicher sein, wenn er
organisiert eingesetzt wird. Der Gegner fühle
sich dabei nicht bedroht. Der Bund für soziale
Verteidigung in Minden lädt zu Regionalgrup-

pen „Wehrhaft ohne Waffen“ ein.  Die wich-
tigste Quelle seien Grüppchen. “Wenn sich die
860 000 Unterzeichner der Wagenknecht/
Schwarzer Ukraine-Initiative in Fünfergruppen
an Behörden wenden würden, hätten wir eine
Veränderung.“ Man könne beispielsweise einer
ukrainischen Gruppe helfen, die gegen militäri-
sche Unterstützung ist. Finckh-Krämer berich-
tete von ihrer belarussischen Freundin Olga
Karatsch, die von ihrem litauischen Exil aus,
Frauen ermutigt: „Sagt euren Männern, wenn
ihr zum Militär geht, seid ihr keine Helden.“

Neue Friedensordnung nur internatio-
nal

Christine Hoffmann, pax christi Generalsekre-
tärin nahm die europäische Friedensordnung
aus Sicht einer Westdeutschen in den Blick: Die
Ordnung habe auf zwei „Geschenken“ beruht,
der Versöhnung, etwa der französischen und
polnischen, sowie dem gemeinsamen Haus
Europa, einem Geschenk des sowjetischen Prä-
sidenten. Der brutale russische Angriffskrieg
gegen die Ukraine habe diese Ordnung zer-
schlagen. Eine neue müsse internationaler wer-
den: „Europa wird sich nicht mehr so domi-
nant verhalten können.“ Folgende Themen
müssten mitbedacht werden: Klimakatastro-
phe, Migration, Waffenhandel - Westeuropa sei
nach den USA der zweitgrößte Waffenexpor-
teur - und das Menschenrecht auf Kriegsdienst-
verweigerung.

Verknüpfung mit Kommune

In 40 Jahren konziliarer Prozess für Gerechtig-
keit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung
wurde einiges erreicht. In Treptow-Köpenick
ist der konziliare Prozess im Handeln der Ver-
waltung angekommen. Nach dem Aufruf des
Oekumenischen Rates der Kirchen in Vancou-
ver, begannen in diesem Berliner Bezirk Kir-
chen und Zivilgesellschaft mit der Verwaltung
zusammen den konziliaren Prozess für Gerech-
tigkeit, Frieden und die Bewahrung der Schöp-
fung. Bezirksbürgermeister Oliver Igel hob in
der örtlichen Feierstunde besonders den
„Motor“ dieses Prozesses, Klaus Wazlawik her-
vor, aber auch die erfolgreiche Zusammenar-
beit ganz unterschiedlicher Menschen, aus der
heute eine kommunale Nachhaltigkeitsstrategie
entstanden sei. Stefan Bauernfeind, der im
Kanzleramt dafür sorgt, dass die nationale
Nachhaltigkeitsstrategie mit 75 Zielen in die
Politik, in Energiewende, Bau, Verkehr, ein-
fließt, erinnerte daran, dass dieses Jahrzehnt ein
Jahrzehnt der Nachhaltigkeit werden müsse,
um ein klimaneutrales Deutschland zu errei-
chen. 
Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der

Schöpfung ist in Köpenick eine Gemeinschafts-
aufgabe. Das sagte der Bezirksvorsteher und
das sagte die Gärtnerin im 20 Jahre alten inter-
kulturellen Wuhlegarten: „Wir machen zusam-
men Frieden in diesem Garten.“ Diese Art von

Gärten seien entstanden nachdem Flüchtlings-
frauen in Göttingen gefragt worden sind, was
sie am meisten vermissen und viele als Antwort
ihren Garten nannten. So begann das interna-
tionale Gärtnern auch in Köpenick, anfangs mit
Menschen aus Vietnam und Russland, heute
fortgeführt von Menschen aus allen Erdteilen.

Referentinnen beim Oekumenischen Ratschlag
waren Christine Hoffmann, Pax Christi, und
Ute Finckh-Krämer, Plattform Zivile Konflikt-
bearbeitung

Auf Grund von Erfahrungen aus den Oekume-
nischen Versammlungen in der ehemaligen
DDR für Gerechtigkeit, Frieden und Bewah-
rung der Schöpfung, hatte eine kleine ökume-
nische Gruppe dem Bezirksamt Köpenick 1993
den Vorschlag gemacht, diese Erfahrungen auf-
zunehmen und mit dem Agenda21-Prozess,
der 1992 in Rio de Janeiro von den Vereinten
Nationen ausgerufen wurde und jetzt als Agen-
da 2030 für eine Nachhaltige Entwicklung
fortgesetzt wird, zu verbinden. Weil wir in glo-
balen Krisen der Menschheit leben, deren
Überwindung nur global möglich ist, scheint
eine Fortsetzung dieses gemeinsamen Prozes-
ses in Köpenick und anderswo auf der Welt von
besonderer Bedeutung zu sein. 
Wiltrud Rösch-Metzler

Ratschlag 2024 in Dresden, 2025 Ein-
ladung nach München

Der bundesweite Ratschlag wird sich im näch-
sten Jahr in Dresden anlässlich der konziliaren
Prozess-Veranstaltung „Hoffnung für die Erde
leben“ vom 13.-15. September treffen. Für
2025 wollen die Sprecher des Oekumenischen
Netzes Bayern nach München einladen. Im
gleichen Jahr findet außerdem der Kirchentag
in Hannover statt.
Kontakt: Oekumenisches Netz in Deutschland, c/o
Dr. Klaus Wazlawik, Kommunale Oekumene, Rudo-
wer Straße 23, 12557 Berlin, Tel.: 030 / 46 73 45 94,
E-Mail wazlawik@kommunale-oekumene.de
Internet: www.oekumenischer-ratschlag.de

® Friedensresolution des
Oekumenischen Ratschlags

In Unterstützung kirchlicher, gewerkschaftli-
cher und zivilgesellschaftlicher Friedensappelle
fordern die Teilnehmer der Tagung eine Inten-
sivierung der diplomatischen Bemühungen zur
baldigen Beendigung des Ukrainekrieges.
Es gilt nicht einen Krieg, sondern wieder den
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Frieden zu gewinnen. Es darf nicht akzeptiert
werden, dass beide Konfliktparteien den Krieg
bis zum Sieg weiter betreiben wollen, aber zur
Zeit nicht bereit sind, Friedenslösungen zu
suchen und Kompromisse zu verhandeln.” 
Die Resolution verlangt “einen Paradigmen-

wechsels von der militärischen zu einer frie-
denspolitischen Logik, entsprechend den Kon-
zepten von ‘Sicherheit neu denken’.
Trotz ersten diplomatischen Bemühungenin

den letzten 18 Monaten des russischen
Angriffskrieges in der Ukraine stimme das Ver-
hältnis zur Kriegspolitik stimmt nicht. 
Die Resolution endet mit dem Appell an

unsere Regierung, internationale diplomati-
schen Bemühungen zu einer baldigen Beendi-
gung des Krieges zu verdoppeln. 

Aus dem Vorbereitungskreis 

Der Vorbereitungskreis für den Oekumeni-
schen Ratschlag tagte jeweils mindestens ein
Mal pro Monat. Ein Diskussionspapier führt
aus, welche Zielformulierungen geeignet
sind, um die Überlebensfragen am besten
anzusprechen: Nur „Frieden“ übergeht das
Problem der strukturellen Gewalt, also
Gerechtigkeit und Machtpartizipation, nur
„Gerechtigkeit“ lässt kriegerischen Konflikte,
Massenvernichtungswaffen und Zerstörung
der Schöpfung außen vor, nur „Umwelt“
oder “Ökologie“ bezieht Armut und Hun-
ger, Rassismus, Hass und Gewaltkonflikte
nicht ein. „Gerechtigkeit und Frieden“
spricht nicht das drängende Problem des Kli-
makollapses an, „Klimafrieden“ lässt die
Frage der Gerechtigkeit und Ökonomie aus,
„Schalom“, grenzt die Reichweite auf theolo-
gisch Gebildete ein.
Das Dreigestirn „Gerechtigkeit, Frieden,

Schöpfungsbewahrung" fasst dagegen die
heutigen Glaubens- und Überlebensfragen
leicht merkbar und vermittelbar zusammen.
Für die Verankerung von ethischen Leitbe-
griffen sind Zeitrahmen nicht zu kurz zu
bemessen. Sie müssen Jahrzehnte und Gene-
rationen übergreifen können. Und immerhin
sind Gerechtigkeit, Frieden, Schöpfungsbe-
wahrung eigene Teile in Kirchengesangbü-
chern und in Schulgesetzen (Mecklenburg-
Vorpommern) oder Verfassungspräambeln
(Sachsen) verankert. (Ulrich Schmitthenner)

eine andere, bessere Welt zu machen?“
Aus Kreisen von Genf-Besuchenden verlau-

tete inzwischen, dass der konziliare Prozess
und seine Ergebnisse unter den gegenwärtigen
dort Mitarbeitenden nahezu unbekannt ist.
Kontakt: Oekumenische Vernetzungsinitiative / Kai-
ros Europa im WeltHaus, Willy-Brandt-Platz 5, 69115
Heidelberg, Tel.: 06221-800255, E-Mail: gueck@kai-
roseuropa.de, www.kairoseuropa.de

® Bremen
ACK: „Alte Wachstumsideolo-
gie führt in Sackgasse“

Unter dem Motto „Damit ihr das Leben in
Fülle habt“ feierte die ACK als Höhepunkt
des Schöpfungstages am 1. September 2023
einen ökumenischen Gottesdienst im Bremer
Dom. Der Tag ist im Kirchenjahr der Auf-
takt zur sogenannten „Schöpfungszeit“: 
„Die alte Wachstumsidee führt in eine

Sackgasse“, warnte Bremens leitender evan-
gelischer Theologe Bernd Kuschnerus laut
Predigtmanuskript im Gottesdienst. Er rief
dazu auf, „neu darüber nachzudenken, was
ein erfülltes Leben ist“. Für ihn steht fest:
„Es ist ein Leben in Beziehungen, in gerech-
ten Beziehungen mit anderen Menschen und
in der Achtung vor allen Geschöpfen.“ 
Der Klimafolgenforscher Wolfgang Lucht,

sprach in seinem Festvortrag über die Folgen
des menschengemachten Klimawandels.
„Das heutige Zeitalter der Umweltzerstö-
rung erfordert von den christlichen Kirchen
eine Antwort, die aus dem Kern ihres Selbst-
verständnisses kommt.“ In Zeiten der
zunehmenden Zerstörung kommt den Kir-
chen als Gemeinschaften des Lebens eine
zentrale Bedeutung zu. Wenn sie auf die
Gründe unserer Verantwortung hinweisen
und sie vorleben, liegt darin auch eine Chan-
ce für ihre Erneuerung.“
2024 soll der „Tag der Schöpfung“ am 6.

September im brandenburgischen Eberswal-
de gefeiert 
Kontakt: ACK in Bremen, Franziuseck 2-4,28199 Bre-
men, E-Mail: vorsitz@ack-bremen.de

® ACK Deutschland
Hoffnung für die Erde leben -
Gerechtigkeit, Frieden, Schöpfung

Aus Anlass des Vierzig Jahre – Jubiläums des
konziliaren Prozesses plant eine Anzahl von
kirchlichen Einrichtungen und Organisationen
im Jahr 2024 eine Reihe von Veranstaltungen
unter dem Dach der Arbeitsgemeinschaft
Christlicher Kirchen. Als Motto wurde gewählt
“Hoffnung für die Erde leben. Gerechtigkeit,
Frieden, Schöpfung”. Das Projekt soll (zivil-)
gesellschaftliche und kirchliche AkteurInnen
verbinden, zugeich Konziliaren Prozess und
Nachhaltige Entwicklungsziele. Zunächst ist
eine dezentrale Projektphase vorgesehen von
März bis September 2024. Den Auftakt soll
13./14.März 2024 die Mitgliederversammlung
der ACK in Fulda bilden.       

Vorschlag für eine Online-Plattform
des OeRK für Initiativgruppen

Immer wieder wird der Vorschlag wiederholt,
dass durch den OeRK eine Social Media Platt-
form eingerichtet werden soll, die den interna-
tionalen wie regionalen Austausch aller Gerech-
tigkeit, Frieden, Schöpfungsbewahrung Inter-
essierten und deren Best-Practice Erfahrungen
Raum gibt. 
Kirchliche Medien werden gebeten, mehr über
die SDGs zu berichten und den Stand des
Erreichten. In den öffentlichen Medien sollte
diese Berichterstattung den Börsennachrichten
gleichgestellt werden.
Der Oekumenische Ratschlag war verbun-

den mit der Veranstaltung zu 30 Jahre Kom-
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Eine Diskussionsgruppe während des Oekumenischen Ratschlags
2023 in Berlin. Im Hintergrund Roll-Ups mit Zitaten aus den 10
Grundüberzeugungen der ökumenischen Weltversammlung in Seoul

munale Oekumene in Ber-
lin-Köpenick am 2.9. vor-
mittags. Hier hob Bezirks-
bürgermeister Oliver Igel
die Besonderheit der Koo-
peration nicht nur von kom-
munaler Verwaltung und
Zivilgesellschaft hervor,
sondern als dritte Säule den
konziliaren Prozess und die
Kirchengemeinden. In die-
sem 3-Säulen-Modell sind
die Nachhaltigkeitsstrategie
mit den SDGs und die Ver-
pflichtung auf Gerechtig-
keit, Frieden, Schöpfungsbe-
wahrung zusammengeführt.

Das Oekumenische Netz in Deutschland plante
bei seinem Ratschlag in Berlin eine Teilnahme
an der ACK- Veranstaltung zum 40-Jährigen
Jubiläum des konziliaren Prozesses in Dresden.
Kontakt: Oekumenisches Netz in Deutschland, c/o
Dr. Klaus Wazlawik, Kommunale Oekumene, Rudo-
wer Straße 23, 12557 Berlin, Tel.: 030 / 46 73 45 94,
E-Mail wazlawik@kommunale-oekumene.de

®Oekumenische Vernetzungs-
initiative/ Kairos Europa

Eine Welt im Ausnahmezustand 

Vierzig Jahre „konziliare Prozess gegenseitiger
Verpflichtung auf Gerechtigkeit, Frieden und
Bewahrung der Schöpfung“ gaben den Akade-
mien Bad Boll und Rhabanus Mauris in Frank-
furt zusammen mit der Oekumenischen Ver-
netzungsinitiative/Kairos Europa Anlass zu
einer eigenen Bestandsaufnahme (vgl OID
2023/2). Einstmals sowohl an der Basis als
auch innerhalb der Kirchen breit getragen habe
konziliare Prozess in den vergangenen Jahren
trotz einer sich verschärfenden globalen Krisen-
situation eine deutliche Abschwächung erfah-
ren. Die Gemeinschaftsveranstaltung vom
23./24.11. 2023 im Haus am Dom, Frank-
furt/M.  verzeichnete als Referenten u.a Allan
Boesak, einst Keynotespeaker bei der OeRK-
Vollversammlung 1983 in Vancouver. Kenneth
Mtata, Direktor des Programms Öffentliches
Zeugnis und Diakonie beim Oekumenischen
Rat der Kirchen, Genf überlegte, wie es gelin-
gen kann, die weltweite Oekumene (wieder) zu
einer prophetischen, tatkräftigen Bewegung für
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Höhepunkt soll dann eine mehrtägige Veran-
staltung vom 13.-15.09.2024 in Dresden wer-
den. Die Planungsgruppe geht von ca. 400
Teilnehmenden aus. Bei der rein von Basisiniti-
ativen durchgeführten Oekumenischen Ver-
sammlung 2014 in Mainz ‘Gerechtigkeit, Frie-
den, Schöpfungsbewahrung – Die Zukunft, die
wir meinen – Leben statt Zerstörung’ kamen
über 500.
Für 2024 sind verschiedene Formate ange-

dacht, die gegenwärtige Suchbewegungen und
Hoffnungsgeschichten ins Zentrum setzen und
miteinander verknüpfen. Prophetische
Zukunftsvisionen, alternative Gesellschaftsent-
würfe, konkrete Veränderungsschritte und
politische Forderungen sollen diskutiert und
verstärkt werden. 
Eine thematische Zuspitzung, etwa auf die

überlagernde Frage der Wirtschaftsweise steht
bislang aus. Hier hätten die Kirchen ganz eige-
ne Blickwinkel anzubieten über eine Profito-
rientierung und alles in Waren umsetzende
Ökonomie hinaus mit Best Practice Beispielen
wie ökumenische Gemeinschaften oder Bethel
mit seiner funktionierenden Regionalgeld-
Wirtschaft. Das wären immerhin Lernschritte
in einem größeren Prozess.
Zu erwarten ist, dass die Themen Wohnen

und Gesundheit oder Nahrungsmittelversor-
gung hier angegangen werden. Kirchlicher
Blickwinkel öffnet den Horizont jenseits eines
wachstums- und renditeorientierten Wirt-
schaftssystems, in dem die SDGs noch gefan-
gen bleiben.
Kontakt: Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen
(ACK), Ludolfusstraße 2-4, 60487 Frankfurt/Main,
Tel.: 069/247027-12, info@ack-oec.de

® Bayern
Zeitenwende - zur Friedenslogik

Eine Zeitenwende ist in unserem Land und in
Europa ausgerufen- worden, veranlasst durch
den russischen Angriffskrieg in der Ukraine.
Viele meinen, diese bestehe primär in der  Rück
kehr zu einer Logik militärischer Gewalt und
Abschreckung. Wer anders über den Frieden
denkt, hat es derzeit schwer. Dabei liegt auf
der Hand, dass es um die Wende zu einer öko-
logischen, gewaltarmen und gerechteren Welt
gehen muss, wenn wir überleben wollen. Auf
diese Zeitenwende zu einer umfassenden Frie-
denslogik will sich das Oekumenische Netz in
Bayern vorbereiten. Auf seiner Studientagung
in Nürnberg am Samstag, 18. November 2023
ging es der Frage nach „Wie muss eine Frie-
denspolitik aussehen, die auch angesichts der
weltweiten Kriege die Transformation zu einer
klimagerechten Welt fördert?“ Dazu war
Andreas Zumach gewonnen worden, bis 2020
UN-Korrespondent der Zeitung  TAZ in Genf. 
Am Nachmittag stand Stephan Brües aus

Wiesloch auf dem Programm mit seinen
Erfahrungen, wie gewaltsame Konflikte auf
gewaltfreien Wegen bearbeitet werden können.
Stephan Brües gehört zum Koordinierungs-
kreis von „Sicherheit neu denken“ und ist Co-
Vorsitzender beim Bund für Soziale Verteidi-
gung.

Die Netz-Koordinatoren stellen in Aussicht,
den Oekumenischen Ratschlag 2025 in Mün-
chen aufzunehmen.
Kontakt: Oekumenisches Netz in Bayern, c/o Michael
Kappus, Tölzer Str. 7, 81379 München, www.Oek-
umenisches-Netz-Bayern.de

® Pfalz
Klimagerechter Frieden oder
verbrannte Erde?

Das Militär hat gravierende Auswirkungen auf
den Klimawandel, nicht nur im Krieg, sondern
auch in Friedenszeiten. Insgesamt sind militäri-
sche Aktivitäten für etwa fünf Prozent der glo-
balen CO2-Emissionen verantwortlich. Aller-
dings blieb das Militär aus den bisherigen UN-
Abkommen zum Klimaschutz von Kyoto über
Paris bis Glasgow ausgespart. Allein die Bun-
deswehr hat im Jahr 2021 1,71 Millionen Ton-
nen CO2-Equivalent ausgestoßen – gegenüber
1,45 Millionen Tonnen im Jahr 2019. Gleich-
zeitig verweist sie darauf, ihren Ausstoß in den
letzten Jahren gesenkt zu haben, vor allem in
den eigenen Gebäuden oder mit mehr Elektro-
autos im Fuhrpark. Die Klimabelastung durch
Kriege und Militäreinsätze ist jedoch in der
Debatte um Klimaschutz kaum präsent.
Zur Online-Veranstaltung am 1.und 13.
Dezember luden gemeinsam ein die Arbeits-
stelle Frieden und Umwelt Pfalz, die Evangeli-
sche Friedensarbeit, das Zentrum Oekumene
der EKHN und EKKW und die Evangelische
Akademie Hofgeismar.
Kontakt: Arbeitsstelle Frieden und Umwelt der Evan-
gelischen Kirche der Pfalz, Große Himmelsgasse 3,
67346 Speyer, Tel.: 06232 6715-0, E-Mail: info@frie-
den-umwelt-pfalz.de, http://www.frieden-umwelt-
pfalz.de

® Württemberg
Aufruf an Kirche und Politik
zum Ukrainekrieg

Ein Aufruf aus Württemberg an Kirche und
Politik zum Ukrainekrieg  stellt strikt evangeli-
umsgemäße Grundsätze in den Vordergrund.
So heißt es: 
„1. „Liebt eure Feinde und bittet für die, die
euch verfolgen.“ (Matthäus 5,44)
Es wird gesagt, man müsse die Feinde auf dem
Schlachtfeld besiegen.
Wir hören, dass Jesus Christus uns zumutet,

unsere Feinde zu lieben. Der erste Schritt dazu
ist, probeweise die Perspektive zu wechseln, das
gegnerische Gegenüber zu achten, ihm zuzuhö-
ren und seine Interessen ernst zu nehmen.
2. „Ihr wisst, dass die Herrscher ihre Völker nie-
derhalten und die Mächtigen ihnen Gewalt
antun. So soll es nicht sein unter euch.“ (Mat-
thäus 20,25f)
Es wird gesagt, die Nächstenliebe gebiete es,

NETZ E

die Ukraine mit Waffen zu unterstützen, damit
sie sich gegen die Aggression verteidigen kann.
Wir fragen uns, ob wirklich alle Menschen in

der Ukraine mit militärischen Mitteln verteidigt
werden wollen, durch die so viele Menschen
getötet, unzählige Verstümmelte und Trauma-
tisierte zurückgelassen werden. In allen Län-
dern gibt es Menschen, die militärische Mittel
ablehnen und auf Verhandlungen und gewalt-
freie Mittel setzen. Auch Ukrainer sind vor
dem Kriegsdienst geflohen, andere werden
gegen ihren Willen zum Kriegsdienst
gepresst.“ … 
3. „Was siehst du aber den Splitter in deines

Bruders Auge und nimmst nicht wahr den Bal-
ken in deinem Auge?“ (Matthäus 7,3)
Es wird gesagt, der russische Präsident sei

ein imperialistischer Herrscher, ein unbere-
chenbarer Tyrann. Die westlichen Länder
dagegen werden als Hüter des Friedens und
der Menschenrechte gezeichnet.
Wir hören, dass Jesus uns im Vaterunser auf-

fordert, um Vergebung unserer eigenen Schuld
zu bitten. Deshalb widersprechen wir der
undifferenzierten Einteilung in Gute und Böse.
Wir sehen uns aufgefordert, auch zu fragen:
Welche Fehler haben wir, die westliche Welt,
im Umgang mit Russland gemacht?“ …
4. „Stecke dein Schwert wieder an seinen Ort.
Denn wer das Schwert nimmt, der wird durch
das Schwert umkommen.“ (Matthäus 26,52)
Es wird gesagt, angesichts der aktuellen Situ-

ation sei die Forderung nach Gewaltverzicht
naiv, unrealistisch und unvernünftig.
Wir meinen, dass die Überzeugung naiv und

unvernünftig ist, bis zum endgültigen Sieg
über das Böse sei militärische Gewalt gerecht-
fertigt. Diese Überzeugung kann zur Eskala-
tion bis hin zu einem atomaren Weltkrieg füh-
ren. Deshalb treten wir ein für eine Vernunft
des Gewaltverzichts.
5. „Denn uns ist ein Kind geboren, ein Sohn ist
uns gegeben, und die Herrschaft ist auf seiner
Schulter; und er heißt… Friede-Fürst.“ (Jesaja
9,5)
Es wird gesagt, wir befänden uns in einer

Situation, die eine militärische „Zeitenwende“
notwendig mache.
Wir glauben, die wahre Zeitenwende ist in

Jesus Christus Wirklichkeit geworden. Wo wir
ihm nachfolgen, und in seinem Sinne handeln,
indem wir z.B. auf Verhandlungen und gewalt-
freie Formen aktiven Widerstands setzen, da
wird diese Zeitenwende heute erlebbar. So sind
wir berufen, Salz der Erde und Licht in unserer
unvollkommenen Welt zu sein.“
6. „Stellt euch nicht dieser Welt gleich, sondern

ändert euch durch Erneuerung eures Sinnes“
(Römer 12, 2). „Lass dich nicht vom Bösen über-
winden, sondern überwinde das Böse mit
Gutem.“ (Römer 12, 21)
Von Personen der Kirchenleitung sind Stel-

lungnahmen zu hören, die Waffenlieferungen
in die Ukraine und militärische Gewaltanwen-
dung rechtfertigen. Mit solchen Äußerungen
schwimmen die Kirchen im großen Strom von
Medien und Politik.
Wir hören, dass Jesus uns zumutet, etwas zu

sagen, was die „Welt“ sich nicht selbst sagen
kann. Wenn die Kirche den Auftrag Jesu nicht
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würden. Gesine Schwan: „Hier sind die Kir-
chen deutlich und tragen so auch zum Frie-
den bei.“
Die Kirchen stünden in ihrer jüdisch-christli-

chen Tradition, wo sich über Tausende Jahre
ein Wertefundament entwickelt hätte, stellte
Bischof Heiner Wilmer fest. Dazu gehöre ein
umfassender Frieden mit einem guten Leben
für alle. „Und diesen Frieden kann es nicht
ohne Gerechtigkeit geben“, unterstrich er.
Dies brauche eine Freiheit der Menschenrech-
te, woraus sich Werte entwickeln würden mit
unverrückbaren Wahrheiten wie der Würde des
Menschen, weil alle Menschen das Ebenbild
Gottes seien, so der Bischof.
Kirchen könnten Gefährdungen aber auch

verstärken, wenn sie sie religiös überhöhen,
mahnte Landesbischof Friedrich Kramer, Frie-
densbeauftragter der EKD. Dies betreffe eben-
so das Bedürfnis der Kirchen, mit der Macht
mitzugehen und die Anschlussfähigkeit an die
Politik zu suchen, ergänzte er. „Und eine
Gefährdung ist schließlich auch, dass wir als
Kirchen nicht das tun, was wir sagen“, machte
der EKD-Friedensbeauftragte deutlich.
Trotzdem betonte er in Münster aber auch:
„Bei allem Vertrauensverlust traut man uns
Kirchen dennoch zu, Räume zu schaffen für
Gespräche und für respektvolle Diskussionen.
Das ist eine große Chance“, so Landesbischof
Kramer. Diesen Vertrauensvorschuss sollten
die Kirchen nutzen, forderte er nachdrücklich.
Den anderen nicht als Feind anzusehen,

ermutigte Bischof Heiner Wilmer. „Auch der
Feind ist ein Geschöpf Gottes und hat
Würde“, erinnerte er an das christliche Gebot
der Feindesliebe. Dazu gehöre auch, sich in das
Denken des anderen hineinzuversetzen, um so
zum Frieden zu kommen, unterstrich der The-
ologe. Und Landesbischof Friedrich Kramer
machte deutlich: „Die Feindesliebe verhindert,
dass ich selbst in den Kategorien des Feindes
denke. Der Frieden wird am Ende der Zeit
kommen, warum sollten wir nicht schon jetzt
daran bauen?“
Münster erlebte nach 2021 in Osnabrück

den zweiten Oekumenischen Friedensdialog.
Er wechselt zwischen den beiden Orten, die
am Ende des Dreißigjährigen Krieges Friedens-
geschichte geschrieben haben, hin und her und
schafft Räume, um über die Rolle und Verant-
wortung der Kirchen und Religionsgemein-
schaften zum Frieden nachzudenken. 

Hildesheim/Bonn, 24. Oktober 2023
Kontakt: Dr. Jörg Lüer (Justitia et Pax), Mail
jl@jupax.de, Dr. Christine Falk (Evangelische Frie-
densarbeit), Mail falk@evangelische-friedensarbeit.de

® Friedensgebetsgruppen

Vernetzungstreffen im Kloster

Um den gegenseitigen Austausch und die
Bestärkung voranzubringen, lädt die ökumeni-
sche Friedensgebetsgruppe Achern, gemeinsam
mit der Friedensgebetsgruppe aus Alt-

erfüllt, verrät sie ihr Wesen und verliert ihren
Wert. Jesus Christus hat uns seine Friedensbot-
schaft nicht nur für friedliche Zeiten gegeben,
sondern gerade für Zeiten der Gewalt. Eine
Kirche, die auch auf Waffengewalt setzt, kann
sich nicht auf Jesus Christus berufen.
7. „Ihr seid das Salz der Erde!“ Hoffnung auf

eine wahrnehmbar christliche Kirche
In diesem Sinne rufen wir unsere Kirche und
alle Menschen im Land auf, für Friedensver-
handlungen ohne Vorbedingungen einzutre-
ten, in denen das Wohlergehen der Menschen
– nicht die Interessen von Staaten und Konzer-
nen – Priorität haben.
Kontakt: Pfarramt für Friedensarbeit, und Kriegs-
dienstverweigerer, Rotebühlplatz 10. 70173 Stuttgart,
E-Mail: friedenspfarramt@elk-wue.de

® Oekumenischer Prozess und
Netzwerk Klimagerechtigkeit

Fusion erwogen

Der Glauben und das Handeln von ChristIn-
nen und Kirchen in Deutschland ist für Schöp-
fungsbewahrung, globale Klimagerechtigkeit
und Transformation unverzichtbar. 
In der Oekumene eint sie das Bekenntnis zu
Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der
Schöpfung. Unzählige ChristInnen setzen sich
für diese Werte aktiv ein, nicht nur lokal, regio-
nal und bundesweit, sondern auch auf interna-
tionaler Ebene – denn die christliche Verant-
wortung (auch für die Auswirkungen unseres
Lebensstils) reicht weit über die Grenzen von
Kirchen, Kulturen und Kontinenten. Sie leisten
einen wertvollen Beitrag für die sozial-ökologi-
sche Transformation. Gleichwohl werden
christliche Werte, Aufrufe und Initiativen in
Politik und Gesellschaft – auch und besonders
im Bereich der Schöpfungsbewahrung – noch
lange nicht „laut genug“ gehört. Denn ihnen
allen fehlt es vor allem an einem: einer starken
ökumenischen Stimme. 
Das ist Anlass dafür, dass Oekumenischer Pro-
zess und  Oekumenisches Netzwerk Klimage-
rechtigkeit bis 2025 eine Fusion erwägen  
Kontakt: Oekumenisches Netzwerk Klimagerechtig-
keitAstrid Hake, Zentrum für Mission und Ökumene,
Agathe-Lasch-Weg 16, 22605 Hamburg, Tel. 0 40 88
181- 421, E-Mail a.hake@oenwkg.de

® Petition  Kirchenleitender:
Bezug auf Gerechtigkeit, Frie-
den, Schöpfungsbewahrung

Ausdrücklich auf die Trias Gerechtigkeit, Frie-
den, Schöpfungsbewahrung beziehen sich Kir-
chenverantwortliche in einer Petition für effek-
tivere Regierungsmaßnahmen statt Entschär-
fung des Klimaschutzgesetzes durch die Novel-
le des Klimaschutzgesetzes (1. Lesung
22.09.2023). Sie vermissen bei der Regierung
ein strategisches Gesamtkonzept. Zu ‘Folgen
unserer in der Konsequenz oft rücksichtslosen
Lebens- und Wirtschaftsweise in den reichen
Industriestaaten’. Das Gottvertrauen, wie es in
Bibel und Theologie reflektiert wird, befähigt
und ermutigt uns, entschieden für die Grund-
überzeugungen und Visionen unserer christli-

chen Tradition einzutreten und immer neu auf
den Zusammenhang von „Frieden, Gerechtig-
keit und Bewahrung der Schöpfung“ hinzu-
weisen. Eine Ethik planetarer Schöpfungsge-
rechtigkeit ist ein Überlebensprogramm für
unsere Zivilisation – besonders im Hinblick auf
künftige Generationen.“ Die VertreterInnen
von wissenschaftlicher Theologie und kirchli-
chen Institutionen fordern die gewählten Par-
lamentarierInnen auf, eine parteiübergreifende
Gesamtstrategie zu entwickeln, mit der die uns
alle bedrohende Krise effektiv und sozial
gerecht bewältigt werden kann. Schwerpunkt
solle eine umfassende Bildungsinitiative für alle
Altersgruppen und Milieus der Bevölkerung
sein, die den unstrittigen wissenschaftlichen
Befund (siehe IPCC-Bericht) ehrlich kommu-
niziert und somit Mehrheiten für die erforder-
lichen Maßnahmen gewinnt. 
Zu den Unterzeichnerinnen der Petition auf
change.org zählen die Bischöfe Dr. Heinrich
Bedford-Strohm aus Bayern, Ernst-Wilhelm
Gohl aus Württemberg, Heike Springhart aus
Baden, Volker Jung, Kirchenpräsident in Hes-
sen und Nassau, Pirmin Spiegel von Misereor,
und Ulrich Lilie von der Diakonie.
Kontakt: https://www.change.org/p/ Für-eine-men-
schen-und-lebensfreundliche-klimapolitik

® EAK

Kirchen im Dienst eines nach-
haltigen Friedens

Durch die Gesellschaft gehen tiefe Risse, die
Auseinandersetzungen werden schriller, lauter
und polarisierender. Das sind Bedrohungen für
den Frieden im Land. Wünsche nach Räumen
der Begegnung und des Austausches, des kon-
struktiven Diskurses, werden laut. Inwieweit
die Kirchen hier solche Räume schaffen kön-
nen oder als Gesprächspartner wahrgenommen
werden, diese Fragen standen im Blickpunkt
des 2. Oekumenischen Friedensdialoges, zu
dem die Deutsche Kommission Justitia et Pax
der Deutschen Bischofskonferenz und die
Evangelische Friedensarbeit ins historische Rat-
haus in Münster eingeladen hatten. 
Könnten die Kirchen Räume für einen öffentli-
che Diskurs auf der Suche nach gemeinsamen
Lösungen schaffen? „Die Demokratie braucht
Autoritäten dafür. Doch die Kirchen haben,
nicht zuletzt durch ihren Umgang mit sexuali-
sierter Gewalt, viel an Autorität verloren“, gab
dabei Referentin Gesine Schwan zu bedenken.
Und dies sei gesellschaftlich schlimm, fügte die
Politikwissenschaftlerin hinzu. Ein Gemeinwe-
sen brauche ein Wertefundament. „Nicht alles,
was nicht verboten ist, ist erlaubt. Es gibt
Benimmregeln“, so Gesine Schwan. Darum sei
im öffentlichen Diskurs Respekt und Wert-
schätzung erforderlich. „Doch diese Notwen-
digkeit ist bei vielen nicht präsent“, bedauerte
sie. Dass die Kirchen aber hier eine Autorität
sein könnten, zeige sich in der Flüchtlingsdi-
skussion, wo sie klare Positionen vertreten
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Die bisherigen Militäroperationen haben Israel
nicht sicherer gemacht; alle Kämpfe und
Anschläge den Anliegen der Palästinenserinnen
und Palästinenser nicht gedient. Ohne
Rüstung leben fordert die Rückkehr zu diplo-
matischen Gesprächen über die Wurzeln des
Konfliktes im Nahen Osten. Künftige Genera-
tionen in Israel und Palästina haben das Recht
auf ein Leben in dauerhaftem und gerechtem
Frieden.

Solidarität mit unseren jüdischen Mit-
bürgerinnen und Mitbürgern

Wir sind erschüttert über den Unfrieden, der
sich auch auf Deutschlands Straßen zeigt. Dass
unsere jüdischen Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger um ihre Sicherheit fürchten müssen,
bedroht oder gar angegriffen werden, dürfen
wir niemals hinnehmen. 
Wir rufen alle friedliebenden Menschen auf,

Haltung und Zivilcourage zu zeigen und den
interreligiösen Dialog zu suchen. Die Spirale
der Gewalt im Nahen Osten muss durchbro-
chen werden - wir können in Deutschland
unseren Teil zur Menschlichkeit und Verstän-
digung beitragen. 

Initiative wendet sich an UN-General-
sekretär

Unabhängig von ‘Ohne Rüstung leben’ schlu-
gen einige bekannte Oekumeniker in einem
Schreiben an UNO-Generalsekretär Guterres
die Schaffung einer temporären UNO-Schutz-
zone für Zivilisten aus dem Gazastreifen auf
ägyptischem Territorium südlich des Gazastrei-
fens von. Zu den Unterzeichnenden zählen
Heino Falcke, Erfurt, Joachim Garstecki, Mag-
deburg, Heiko Lietz, Schwerin, Konrad Raiser,
und Andreas Zumach, Berlin.
Kontakt:Ohne Rüstung Leben Arndtstraße 31,70197
Stuttgart, Telefon 0711/608396, E-Mail: orl@gaia.de

® Pax Christi 

Von Holocaust verfälschenden
Sichtweisen distanzieren

In einer Rede Ende August 2023 vor der palä-
stinensischen Fatah-Partei hat Mahmoud
Abbas, Präsident der Palästinensischen Auto-
nomiebehörde und Vorsitzender der Fatah
gesagt, dass Hitler und die Europäer die Juden
wegen ihrer "sozialen Rolle in der Gesellschaft"
und nicht aufgrund von Antisemitismus
bekämpft hätten.  
Wir verurteilen wie viele palästinensische

Akademiker:innen, Schriftsteller:innen, Künst-
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schweier/Bühlertal zu einem bundesweiten
Vernetzungstreffen  vom 27. - 29. September
2024 im Kloster in Bühl/Baden  ein.
Das schon für Detmold angedachte Thema -

Sicherheit neu Denken - von der militärischen
zur zivilen Sicherheitspolitik - wird noch ein-
mal aufgegriffen. Es scheint in der heutigen
Zeit und Welt wichtiger denn je zu sein. Auf
Wunsch vieler Teilnehmenden soll außerdem
genügend Zeit für den Erfahrungsaustausch
zwischen den einzelnen Gruppen bleiben,
ebenso wie für die Erinnerung an die friedliche
Revolution vor 35 Jahren.
Kontakt: Andrea und Dirk Jöst, Regina Zwesper, Ros-
witha und Jochen Hoerth, Agnes Beier, Elke Müller,
c/o Ev.-Luth. Pfarramt, Nikolaikirchhof 3, 04109
Leipzig

® Ohne Rüstung leben

Zur Gewalt im Nahen Osten

Am 7. Oktober 2023 hat die palästinensische
Hamas mit ungeahnter Brutalität israelische
Zivilistinnen und Zivilisten angegriffen. Als
Reaktion blockiert und beschießt Israel den
Gazastreifen. Ohne Rüstung Leben ruft zu
einem Waffenstillstand, zur Einhaltung des
humanitären Völkerrechtes und zu einer Rück-
besinnung auf mehr Menschlichkeit auf!
Wir verurteilen den Angriff der palästinensi-
schen Hamas auf israelische Zivilistinnen und
Zivilisten. Nichts kann jemals die Entführung
und Ermordung von Menschen rechtfertigen.
Wir fordern die sofortige Freilassung aller Gei-
seln und sind in Gedanken bei jenen Men-
schen, die um Freundinnen, Freunde und
Familienmitglieder bangen.
Der brutale Ausbruch der Gewalt gegenüber

wehrlosen Kindern, Frauen und Alten erschüt-
tert uns. Hass und Gewalt treiben die Men-
schen im Nahen Osten weiter auseinander und
führen zu immer neuer Eskalation. Die Hamas
trägt ihren Kampf auf dem Rücken der Palästi-
nenserinnen und Palästinenser aus.  

Auch jetzt das humanitäre Völkerrecht
achten
Angriffe auf Zivilistinnen und Zivilisten sowie
die Blockade des Gazastreifens - eines der am
dichtesten besiedelten Gebiete der Welt, in
dem mehr als zwei Millionen Menschen unter
schwierigsten Bedingungen leben - sind jedoch
als Reaktion Israels nicht akzeptabel. 
Zivilbevölkerung und zivile Infrastruktur dür-
fen niemals angegriffen werden! Wir fordern
von Israel, auch in dieser kritischen Situation
das humanitäre Völkerrecht zu achten.
Ziel muss eine Feuerpause und die Rückkehr

zur Diplomatie seinOhne Rüstung Leben ist
solidarisch mit der leidtragenden Zivilbevölke-
rung in Israel und Palästina. 

ler:innen, Aktivist:innen, Menschen aus allen
Gesellschaftsschichten und wie  das Bündnis
für Gerechtigkeit zwischen Israelis und Palästi-
nensern e.V. in Deutschland (BIP) unmissver-
ständlich diese den Holocaust verfälschende
Äußerung des Präsidenten der Palästinensi-
schen Autonomiebehörde. Der Völkermord
am jüdischen Volk durch die nationalsozialisti-
sche Schreckensherrschaft hat seine Wurzeln in
einer damals in der europäischen Kultur und
Wissenschaft weit verbreiteten Rassentheorie
und ist das Ergebnis von Antisemitismus,
Faschismus und Rassismus. Wir lehnen jeden
Versuch ab, den Antisemitismus, die Verbre-
chen der Nationalsozialisten gegen die
Menschlichkeit oder den Geschichtsrevisionis-
mus in Bezug auf den Holocaust zu verharm-
losen, zu verdrehen oder gar zu rechtfertigen.
Das palästinensische Volk ist durch den

israelischen Siedlerkolonialismus, die Besat-
zung, die Enteignungen und Unterdrückung
ausreichend belastet. Solch zutiefst antisemiti-
schen Äußerungen aus der Leitungsebene der
palästinensischen Autonomiebehörde sind
nicht geeignet, die Solidarität mit dem palästi-
nensischen Volk zu stärken und Ressentiments
abzubauen. 
Pax Christi Deutschland verurteilt aufs

Schärfste die massiven Gewaltaktionen aus dem
Gazastreifen gegen Israel und seine Bevölke-
rung und fordert die Führer der Hamas und
des islamischen Dschihad zur sofortigen Been-
digung der Gewalt auf. 
Kontakt: Pax Christi Deutschland, Feldstraße 4,
13355 Berlin, Tel.: 030 2007678-0, E-Mail: sekretari-
at@paxchristi.de

® Versöhnungsbund

Die Welt, in der wir leben, kann
nicht so bleiben, wie sie ist 

„Platz für alle“ ist das Motto, unter dem die
Begegnungstage 28.12.2023 – 01.01.2024 auf
Burg Bodenstein stehen. Sie werden inhaltlich
gestaltet von der Oekumenischen Initiative
Eine Welt und dem Internationalen Versöh-
nungsbund. Die Welt, in der wir leben, kann
nicht so bleiben, wie sie ist. Das spüren alle!
Aber wo mit der Veränderung beginnen? Und
wie verorte ich mich selbst in dieser Welt der
Veränderung? Solchen und ähnlichen Fragen
stehen beim Jahresendtreffen von Veröhnungs-
bund und Oekumenischer Initiative Eine Welt
im Mittelpunkt. Dazu wird es inhaltliche und
methodische Impulse aus der Bildungs-, Frie-
dens- und ökologischen Arbeit geben. Natür-
lich ist auch genug Raum für Begegnung,
Erholung und Austausch.
Internationaler Versöhnungsbund - Deutscher Zweig

e.V., Schwarzer Weg 8, 32423 Minden, Tel.: 0571-
850875, E-Mail: vb@versoehnungsbund.de
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Bayern
Oekumenisches Netz in Bayern
Michael Kappus
Tölzer Str. 7, D-81379 München
www.oekumenisches-netz-bayern.de

Berlin
Kommunale Oekumene Treptow-Köpenick
Dr. Klaus Wazlawik
Rudower Straße 23, D-12557 Berlin
Tel.: 0 30/467345 94
klaus.wazlawik@gmx.de

INKOTA
Chrysanthemenstr. 1–3, D-10407 Berlin
Tel.: 0 30/4208202-0
Fax: 0 30/4208202-10

Niedersachsen
Arbeitskreis Konziliarer Prozeß
Tobias Schäfer-Sell, Ev.-luth. Missionswerk
Otto-Brenner-Straße 9               
D-30159 Hannover, Tel.: 0511 1215-292

Oldenburg
Oekumenisches Zentrum Oldenburg e.V.
Kleine Kirchstr. 12, D-26122 Oldenburg
Tel./Fax: 04 41/2489524

Pfalz
Arbeitsstelle Frieden und Umwelt der
Evangelischen Kirche in der Pfalz
(Protestantische Landeskirche)
Referat Konziliarer Prozess
Große Himmelsgasse 3, D-67346 Speyer
Tel.: 0 62 32/6715-0
Fax: 0 62 32/6715-67
info@frieden-umwelt-pfalz.de

Nördliches Rheinland-Pfalz und Saarland 
Oekumenisches Netz Rhein-Mosel-Saar 
Dominic Kloos 
Pfarrgemeinde St. Franziskus
Fröbelstr. 9, D-56073 Koblenz
www.oekumenisches-netz.de

Rheinland

Solidarische Kirche im Rheinland
c/o Rita Horstmann, Deutz-Mülheimer-
Str. 199,  D-51063 Köln,
soki.rheinland@arcor.de, www.solidarische-
kirche.de

Sachsen-Anhalt
Lothar-Kreyssig Oekumene-Zentrum
Am Dom 2
D-39104 Magdeburg
Tel.: 03 91/5346-4 93
Fax: 03 91/5346-4 90
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Oekumenische Netze im Konziliaren Prozess
Der OEKUMENISCHE INFORMATIONSDIENST bietet unter anderem den hier aufgeführten oekume -
nischen Netzen eine Austauschplattform.

Westfalen
Oekumenisches Netz in Westfalen
Oikos-Institut, Ingo Neserke
Olpe 35, D-44135 Dortmund
Tel.: 02 31/5409-64
oikos-institut@ekvw.de 

Solidarische Kirche Westfalen-Lippe
Michael Nelson
Graf-Adolf-Str. 61, D-58730 Fröndenberg
Tel.: 0 23 73/1768835
muhr-nelson@freenet.de

Württemberg
Pro Oekumene Württemberg
Pfrin. Heike Bosien
Schorndorfer Straße 3, 71364 Winnenden.

Oekumenisches Netz in Deutschland
Geschäftsstelle der kommunalen Oekumene
Treptow-Köpenick 
Dr. Klaus Wazlawik, Rudower Str. 23
D-12557 Berlin, Tel.: 0 30/467345 94
info@kommunale-oekumene.de
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Unterstützen Sie die Initiativen für
Gerechtigkeit, Frieden und
Bewahrung der Schöpfung über die
gemeinnützige Stiftung Oekumene
als Plattform für vielfältige
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Stiftung Oekumene

IBAN DE38 5206 0410 0000 4141 90
bei der Evangelischen Bank (neu)

Spendenbescheinigungen versenden wir ab 
50,– Euro pro Jahr. Dafür bitten wir Sie um 
Ihre Postanschrift.

Möchten Sie die Zeitschrift

regelmäßig erhalten? 
Nur 10,– Euro  im Jahr! 
Eine kurze Mitteilung per E-Mail
oder Post genügt.

Stiftung Oekumene 
Lindenspürstr. 30, 70176 Stuttgart,
ecunet@t-online.de

OID 3 2023 - 20231111_129  11.11.2023  11:22  Seite 12


